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Schriftlicher Beridit 
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über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes über die Ermittlung des 
Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnitt- 
sätzen (GDL) 

— Drucksache lV/3441 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Stecker 


Vorbemerkungen | 

Der Entwurf eines Gesetzes über die Ermittlung i 
des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach . 
Durchschnittsätzen (GDL) — Drucksache IV/3441 — 
wurde in der 186. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 21. Mai 1965 an den Finanzausschuß feder- 
führend sowie an den Haushaltsausschuß gemäß 
§ 96 GO überwiesen. Der Finanzausschuß hat den 
Entwurf in seinen Sitzungen am 5., 13., 20. und 26. 
Mai sowie am 15. Juni 1965 behandelt. Der Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat zu dem Gesetzentwurf am 25. und 26. Mai 1965 
gutachtlich Stellung genommen. ! 


A. Allgemeiner Teil 

Die Einkünfte aus Landwirtschaft werden zur Zeit 
auf sehr unterschiedliche Weise zur Einkommen- 
steuer herangezogen: 

a) diejenigen Landwirte, die nicht zur Führung von 
Büchern verpflichtet sind, die tatsächlich keine 
Bücher führen und deren Umsatz unter 40 000 
DM pro Jahr liegt 

— nach der sogenannten VOL; 

b) diejenigen Landwirte, die zur Buchführung ver- 

pflichtet sind, aber keine Bücher führen, sowie 
diejenigen, deren Umsatz über 40 000 DM im S 
Jahr beträgt, die aber nicht buchführungspflichtig ! 
sind j 

— auf Grund von Schätzungen nach § 217 AO; 


c) buchführende Landwirte 

— nach den allgemeinen Gewinnermittlungsvor- 
schriften des Einkommensteuerrechts. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist zwar ausgelöst 
durch das Urteil des BFH vom 5. November 1964 IV 
11/64 S (BStBl. III S. 601) über die „Verordnung 
über die Aufstellung von Durchschnittsätzen für die 
Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forstwirt- 
schaft — VOL — vom 2. Juni 1949“, berührt aber 
alle drei Gruppen. Mit diesem Urteil hat der BFH 
die VOL für ungültig erklärt, weil sie gegen Artikel 
3 GG verstoße und mit § 29 des Einkommensteuer- 
gesetzes unvereinbar sei. Sie gehe von den zu nied- 
rigen und im Verhältnis der Landwirte unterein- 
ander unrichtigen Einheitswerten des Jahres 1935 
aus. 

Durch dieses Urteil entsteht für die Masse der 
landwirtschaftlichen Betriebe der Bundesrepublik 
eine besondere Lage. Die bisher einkommensteuer- 
lich kaum oder nicht belasteten kleineren und mitt- 
leren Betriebe müßten plötzlich eine erhebliche Ein- 
kominensteuerlast tragen. Diese plötzlich eintre- 
tende volle Belastung würde die notwendigen lang- 
fristigen Investitionsplanungen zum Scheitern ver- 
urteilen. 

Um die Gewinnermittlung für die Masse der klei- 
nen Landwirte sowohl im Interesse der Landwirt- 
schaft als auch im Interesse der Finanzverwaltung 
so einfach wie möglich zu gestalten, bleibt als Weg 
nur wieder eine Durchschnittsatzgewinnermittlung, 
die an die Einheitsbewertung anschließt. Dies setzt 
die Verabschiedung des Gesetzes zur Änderung des 
Bewertungsgesetzes — Drucksache IV/1488 — vor- 
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aus, denn nur die neu festzustellenden Einheits- 
werte können der Einkommens])esteuerung der klei- 
nen Landwirte nutzbar gemacht werden. 

Der Besteuerung nach diesem Gesetz werden etwa 
400 000 bis 500 000 Landwirte unterliegen. Das Ge- 
setz ist in seinem Aufbau eine Nachbildung der Ver- 
ordnung über die Aufstellung von Durchschnittsät- 
zen für die Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft — VOL ■ — . Es muß allerdings den 
geänderten Begriffsbestimmungen im Bewertungs- 
änderungsgesetz Rechnung getragen werden; so 
tritt an die Stelle des Einheitswerts des landwirt- 
schaftlichen Betriebs der Vergleichswert der land- 
wirtschaftlichen Nutzung. 

Weiter soll ein Freibetrag, der sämtlichen, also 
auch den buchführenden, Landwirten zugestanden 
werden muß, verhindern, daß die — schon bei der 
bisherigen milden Besteuerung vorliegende — Zahl 
von Betriebsaufgaben in volkswirtschaftlich uner- 
wünschter Form stärker steigt. Der notwendige 
Strukturwandel in der Landwirtschaft soll insoweit 
nicht durch steuerpolitische Maßnahmen verstärkt 
werden. 

Der Wert für die Arbeitsleistung des Betriebs- 
leiters und seiner Angehörigen nach § 4 GDL und 
(für die Übergangszeit vom Wj. 1965/66 bis 1967/68) 
nach § 12 Abs. 4 GDL sowie der Freibetrag nach § 13 
Abs. 3 EStG beinhalten wesentliche agrarpolitische 
Momente. Bei der Festsetzung des Wertes der Ar- 
beitsleistung hat der Ausschuß berücksichtigt, daß 
gerade bei kleineren Betrieben der Produktivitäts- 
wert der Arbeitsleistung sehr gering ist. Der Wert , 
der Arbeitsleistung und der Freibetrag sind in dem 
vorgesehenen Ansatz ihrer Höhe nach aber auch 
deshalb gerechtfertigt, weil nach Ansicht des Aus- 
schusses der Landwirtschaft auch auf steuerlichem 
Gebiet Hilfe für ihre Eingliederung in die EWG und 
die allgemein erforderliche Rationalisierung gelei- 
stet werden muß. Ob diese steuerliche Hilfe nach 
Ablauf einer Reihe von Jahren noch notwendig ist 
oder ob es später zweckmäßig ist, andere Hilfsmaß- 
nahmen zu ergreifen, läßt sich zur Zeit noch nicht 
beurteilen. Aus diesem Grund schlägt der Ausschuß 
vor, sowohl das GDL als auch den Freibetrag nach 
§ 13 Abs. 3 EStG zeitlich zu beschränken. Das GDL 
soll letztmals für die Gewinnermittlung des Wj. 
1972/73 und der Freibetrag nach § 13 Abs. 3 EStG 
letztmals für den Veranlagungszeitraum 1972 gel- 
ten. Danach wird der Gesetzgeber zu überprüfen 
haben, ob und inwieweit die aus agrarpolitischen 
Gründen vorgesehenen Vergünstigungen weiter gel- 
ten sollen. 

Übergangsregelung 

Da die neuen Einheitswerte frühestens Ende 1967 
bzw. Anfang 1968 vorliegen können, mußte für die 
Wj. 1965/66 bis 1967/68 eine Übergangsregelung ge- 
schaffen werden. Da die Reinerträge weitgehend 
vom Bodennutzungssystem abhängen, sind für die 
Übergangsregelung Grundbeträge vorgesehen, die 
sich nach den Anbauverhältnissen richten. 

Diese Lösung ist verfassungsrechtlich nur als eng 
befristete Notlösung vertretbar. Dies bedeutet, daß 
ohne eine gleichzeitige Verabschiedung des Bewer- i 


I tungsänderungsgesetzes eine praktikable und ver- 
tassungskonforme Neuregelung der Besteuerung der 
nichtbuchführenden Landwirte nicht möglich ist. Bei 
einer Verzögerung der Verabschiedung des Bewer- 
tungsänderungsgesetzes nur um 2 oder 3 Jahre 
würde die Übergangsregelung für einen Zeitraum 
von 6 Wirtschaftsjahren gelten müssen. Dieser Zeit- 
raum ist so groß, daß keine Aussicht besteht, 
daß eine so grobe Besteuerung für 6 Jahre von der 
Rechtsprechung anerkannt würde. Die Übergangs- 
regelung ist überhaupt nur wegen der Notlage ver- 
tretbar, die dadurch gegeben ist, daß nach Verab- 
schiedung des Bewertungsgesetzes die neuen Ein- 
heitswerte erst in etwa 3 Jahren verfügbar sind. 

Der Ausschuß hat sich auch mit der Frage befaßt, 
ob eine Übergangslösung darin bestehen könnte, 
die VOL für weitere drei Jahre gelten zu 
lassen. Der Vertreter des Bundesjustizministeriums 
hat eine solche Lösung bei gleichzeitiger Verab- 
schiedung des Bewertungsänderungsgesetzes und 
des GDL für grundsätzlich verfassungskonform er- 
klärt. Sie würde erhebliche Verwaltungsvereinfa- 
chungen bringen und in den drei Jahren aus dem 
gesamten Bereich der Landwirte und Teillandwirte 
gegenüber der beschlossenen Übergangsregelung 
Mehreinnahmen von etwa 100 Millionen DM er- 
bringen. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat eine solche 
Übergangslösung jedoch abgelehnt, weil es recht- 
lich bedenklich sei, eine vom höchsten Finanzgericht 
für verfassungswidrig unwirksam erklärte Bestim- 
mung wieder in Kraft zu setzen, weil ferner die seit 
1949 bestehende ümsatzgrenze von 40 000 DM unge- 
recht sei und die Beschränkung des Freibetrages auf 
einen Teil der Landwirte zu untragbaren Unterschie- 
den in der Besteuerung führen müsse. 

Ein weiterer Schwerpunkt des GDL ist die Ein- 
führung des Wahlrechts in § 1 Abs. 2, wonach der 
Landwirt, der freiwillig Bücher führt, bestimmen 
kann, ob seiner Besteuerung das Ergebnis seiner 
Buchführung oder der Gewinn nach dem GDL zu- 
grunde gelegt werden soll. Diese Bestimmung muß 
aus der besonderen Sicht der Landwirtschaft betrach- 
tet werden, die bislang der Buchführung fremd ge- 
gegenübergestanden hat. Es soll mit dieser Bestim- 
mung der Weg zur Buchführung geöffnet werden. 
Der Vorstellung vieler Landwirte, daß Buchführung 
gleichzusetzen sei mit höherer Steuerlast, wird auf 
diese Weise entgegengewirkt. Es bestehen berech- 
tigte Hoffnungen, daß die Landwirtschaft durch diese 
Bestimmung nicht mehr von der Führung von Bücher 
absieht, weil die Buchführung nicht unmittelbar 
steuerliche Konsequenzen nach sich zieht, ein Ergeb- 
nis, das aus agrarpolitischen und betriebswirtschaft- 
lichen Gründen sehr zu begrüßen ist. Durch die all- 
gemeine zeitliche Begrenzung des GDL wird bewirkt, 
daß auch diese Maßnahme vom Gesetzgeber nach 
einiger Zeit überprüft werden muß. 

Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Die Einkommensteuerleistung der Landwirtschaft 
insgesamt beträgt — wenn man die landwirtschaft- 
lichen Einkünfte für sich betrachtet — nach gelten- 
dem Recht ca. 170 Mio DM jährlich. Hiervon ent- 
fallen auf die nichtbuchführenden Landwirte ca. 
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40 Mio DM. Unter Berücksichtigung auch der übri- ! 
gen Einkünfte, die Landwirte neben ihren land- und ; 
forstwirtschaftlichen Einkünften beziehen, ergibt 
sich eine Einkommensteuerbelastung von insgesamt 
480 Mio DM jährlich (nichtbuchführende Landwirte 
220 Mio DM). Das GDL ändert diese Zahlen wie i 
folgt: 

1. Bei Betrachtung nur der landwirtschaftlichen Ein- 
künfte wird die Einkommensteuerleistung in Zu- 
kunft insgesamt ca. 142 Mio DM jährlich betra- 
gen (nichtbuchführende Landwirte ca. 42 Mio 
DM); 

2. bei Betrachtung des Gesamteinkommens wird die 
Steuerleistung der Landwirte in Zukunft ins- | 
gesamt ca. 373 Mio DM jährlich betragen (nicht- | 
buchführende Landwirte ca. 159 Mio DM). 

Aufgrund der GDL entsteht damit eine Steuer- 
mindereinnahme von 107 Mio DM (bei nichtbuch- 
führenden Landwirten von 61 Mio DM). Diese 
Steuermindereinnahme verteilt sich nach Rechnungs- 
jahren etwa wie folgt: 

für den 
Bund 

Rechnungsjahr 1965 20 Mio DM 8 Mio DM 

Rechnungsjahr 1966 70 Mio DM 27 Mio DM 

(zusätzlich zu 1965) 

Rechnungsjahr 1967 17 Mio DM 7 Mio DM, 

(zusätzlich zu 1966) 


B. Zu den Vorschriften des GDL im 

einzelnen i 

§ 1 — Anwendungsbereich 

Nach Absatz 1 sind von der Gewinnermittlung 
nach Durchschnittsätzen grundsätzlich alle zur Buch- 
führung verpflichteten Landwirte ausgeschlossen. | 

Nach § 1 Abs. 1 Ziff. 2 des Initiativgesetzes des 
Bundestages, das praktisch mit der Vorlage des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über die Ermittlung des Ge- 
winns aus Land- und Forstwirtschaft nach Durch- 
schnittsätzen der Bundesregierung übereinstimmt, 
sollte die Durchschnittsatzgewinnermittlung auch für 
diejenigen Landwirte keine Anwendung finden, die 
ihren Gewinn auf Grund freiwilliger Buchführung 
ermitteln. Der Finanzausschuß hielt es jedoch für 
zweckmäßig, diese Vorschrift im neuen Absatz 2 so 
zu ändern, daß der freiwillig Bücher führende Land- 
wirt das Wahlrecht hat, zu bestimmen, ob sein Ge- 
winn nach dem GDL ermittelt werden soll oder ob 
seiner Besteuerung das Ergebnis seiner freiwillig 
geführten Bücher zugrunde gelegt werden soll. Mit 
der Vorschrift soll erreicht werden, daß die Zahl 
der freiwillig buchführenden Landwirte zunimmt. 
Ohne ein solches Wahlrecht ließe sich, im Hinblick 
auf die Vorteile, die sich aus der Durchschnittsatz- 
gewinnermittlung für die kleinen und mittleren Be- 
triebe ergeben können, ein solches Vorhaben nicht ! 
verwirklichen. Damit der Landwirt jedoch nicht 
unter Mißbrauch des Wahlrechts ständig die Ge- 
winnermittlungsmethode wechseln kann, muß er 
sich verpflichten, bei einem Antrag, sein Buchergeb- i 
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nis der Besteuerung zugrunde zu legen, für vier 
Jahre ordnungsmäßig Bücher zu führen. 

Die Gewinnermittlung nach Durchschnittsätzen ist 
für Betriebe mit gärtnerischer Nutzung, weinbau- 
licher Nutzung und Sonderkulturen und für die 
forstwirtschaftliche Nutzung ungeeignet. In Ab- 
satz 3 ist deshalb die Forstwirtschaft von der Durch- 
schnittsatzgewinnermittlung völlig ausgeschlossen 
worden. Der nichtbuchführende Landwirt mit klei- 
nem forstwirtschaftlichem Betriebsteil bewirtschaftet 
seinen Wald, der in der Regel eine Umtriebszeit 
von 80 bis 100 Jahren hat, aussetzend, d. h. er 
schlägt nicht Jahr für Jahr ein, sondern meist nur, 
wenn ein außerordentlicher Geldbedarf vorliegt und 
der Zustand seines Waldes es erlaubt. Durchschnitt- 
sätze gehen aber von einer regelmäßigen Nutzung 
aus. Die Sonderkulturen und die nicht landwirt- 
schaftlichen Nutzungen völlig aus der Durchschnitt- 
satzbesteuerung auszuschließen, hätte den Verein- 
fachungseffekt des Gesetzes aufgehoben. Anderer- 
seits führt die Durchschnittsatzgewinnermittlung bei 
diesen Nutzungen mit wachsender Fläche zu fal- 
schen Ergebnissen. Derartige Nutzungen eignen sich 
nur eingeschränkt für eine Gewinnermittlung nach 
Durchschnittsätzen. Die aus Vereinfachungsgründen 
vorgesehene Bagatellgrenze von 8000 DM muß 
schon als hoch angesehen werden. Der Ausschuß 
hält es für richtig, Betriebsteile, deren Vergleichs- 
werte diesen Betrag übersteigen, von der Durch- 
schnittsatzbesteuerung auszunehmen. 

§ 2 — Gewinne 

Einzelausführungen zu Absatz 1 Ziff. 2 bis 4 wer- 
den bei § 3 Abs. 6, § 4, § 5 Abs. 2 und §§ 6 und 8 
gemacht. 

Absatz 1 Ziff. 1 des Initiativgesetzes bestimmte, 
daß bei der Gewinnermittlung zunächst der Grund- 
betrag nach § 3 Abs. 6 GDL anzusetzen ist. Der 
Ausschuß hielt mit Rücksicht auf die Tatsache, daß 
beim Bewertungsänderungsgesetz die Direkthilfen 
bei der Festsetzung des Reinertrags als nicht nach- 
haltig reinertragswirksam außer Ansatz gelassen 
worden sind, eine Erhöhung des Grundbetrags für 
die Ertragsbesteuerung geboten, weil die Direkt- 
hilfen ertragsteuerliche Betriebseinnahmen darstel- 
len. Die pauschale Erhöhung des Grundbetrags um 
50 V. H. entspricht dem Betrag, der in bezug auf die 
Direkthilfen bei der Reinertragsermittlung für die 
Bewertung außer Ansatz gelassen wurde. 

Absatz 1 Ziff. 5 enthält eine abschließende Rege- 
lung. Bei der Bewertung der Wohngebäude wird 
eine 5,5Voige Verzinsung unterstellt. Für die Ge- 
winnermittlung muß deshalb der Nutzungswert der 
eigenen Wohnung mit einem Achtzehntel des Woh- 
nungswerts angesetzt werden. 

Nach Absatz 2 sind die Pachtzinsen für gepachtete 
Betriebe oder Flächen und diejenigen Schuldzinsen 
und Altenteilslasten abzuziehen, die Betriebsaus- 
gaben sind. Derartige Aufwendungen sind bei Fest- 
stellung des Reinertrags nicht berücksichtigt und 
müssen deshalb besonders abgezogen werden. An- 
dere dauernde Lasten, die Betriebsausgaben sind, 
können nur dann abgezogen werden, wenn sie bei 
der Einheitsbewertung nicht berücksichtigt sind. 
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§3 — Ausgangswert und Grundbetrag 

Nach Absatz 1 geht die Durchschnittsatzgewinn- 
ermittlung vom Vergleichswert der landwirtschaft- 
lichen Nutzung einschließlich der Zu- und Abschläge 
nach § 35 Bewertungsgesetz und von den Hektar- 
werten des Geringstlandes aus. Aus Vereinfachungs- 
grQnden werden diesem Ausgangswert die Ver- 
gleichswerte der Sonderkulturen, der weinbaulichen 
Nutzung, der gärtnerischen Nutzung und der sonsti- 
gen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung ein- 
schließlich der zu diesen Nutzungen oder Nutzungs- 
teilen gehörenden Zu- und Abschläge nach § 35 Be- 
wertungsänderungsgesetz, sowie die Einzelertrags- 
werte der Nebenbetriebe und des Abbaulandes hin- 
zugerechnet, wenn für diese Nutzungen, Nutzungs- 
teile oder sonstigen Wirtschaftsgüter der nach 
dem Bewertungsänderungsgesetz ermittelte Wert 
8000 DM nicht übersteigt. 

Die Herabsetzung der Bagatellgrenze auf 8000 DM 
gegenüber dem Initiativgesetz hielt der Ausschuß 
im Hinblick auf die Herabsetzung des Hektarwertes 
bei der Einheitsbewertung von 420 DM auf 207 DM 
für geboten. 

Nach Absatz 2 sind die Vergleichswerte der ge- 
pachteten Flächen mit landwirtschaftlicher Nutzung 
aus Vereinfachungsgründen nur dann dem Aus- 
gangswert des eigenen Betriebs hinzuzurechnen, 
wenn die Größe dieser Flächen zwei Hektar oder 
mehr beträgt. Besteht kein besonderer Vergleichs- 
wert für die gepachteten Flächen, so ist ein solcher 
Wert nach dem Hektarwert des eigenen Betriebs des 
Pächters zu ermitteln. Auch hierin liegt eine Verein- 
fachung. Der Ausschuß hielt sie für vertretbar, weil 
die gepachteten Flächen kleineren Umfangs in aller 
Regel in der gleichen Gemarkung liegen und damit 
auch ähnliche Hektarwerte haben dürften. 

Beim Verpächter ist der Vergleichswert der land- 
wirtschaftlichen Nutzung nach Absatz 3 um den 
Wert zu mindern, der auf die verpachteten land- 
wirtschaftlichen Flächen entfällt. Aus Verein- 
fachungsgründen soll auch hier der Abzug nur in 
Betracht kommen, wenn die verpachteten landwirt- 
schaftlichen Flächen insgesamt zwei Hektar oder 
mehr umfassen. 

Absatz 4 ist als Ergänzung der Absätze 2 und 3 
für die nichtlandwirtschaftlichen Vergleichswerte 
(Weinbau, Gartenbau usw.) und die übrigen in § 2 
Abs. 1 Satz 1 Ziff. 3 genannten Nutzungen, Nut- 
zungsteile und sonstigen Wirtschaftsgüter zu sehen. 
Bei der Frage, ob die Bagatellgrenze von 8000 DM 
über- oder unterschritten wird, sind die Vergleichs- 
werte dieser Nutzung, Nutzungsteile oder Wirt- 
schaftsgüter auch bei kleinsten Flächen abzuziehen 
oder hinzuzurechnen. Die aus Vereinfachungsgrün- 
den eingeführte Grenze von zwei Hektar, die für 
die Zurechnung oder Abrechnung der landwirtschaft- 
lichen Nutzflächen nach den Absätzen 2 und 3 maß- 
gebend ist, gilt nicht für die in Absatz 4 bezeich- 
neten Nutzungen. Bei den Sonderkulturen sind die 
Reinerträge und damit auch die Vergleichswerte 
selbst bei kleinsten Flächen sehr hoch. Eine Ver- 
einfachungsmaßnahme, wie sie mit der Außeracht- 
lassung von bis zu zwei Hektar Pachtland bei der 
landwirtschaftlichen Nutzung vorgesehen ist, würde 


deshalb bei den nicht landwirtschaftlichen Nutzun- 
gen (Weinbau, Gartenbau usw.) zu völlig falschen 
Gewinnen führen. Das hielt der Ausschuß nicht für 
vertretbar. 

Absatz 5 stellt sicher, daß auch z. B. Industrievor- 
ratsgelände, das noch landwirtschaftlich genutzt 
wird, nicht mit dem gemeinen Wert bei der Durch- 
schnittsatzgewinnermittlung zugrunde gelegt wird, 
sondern, daß in diesen Fällen für die Zwecke der 
Gewinnermittlung nach Durchschnittsätzen ein „Er- 
satzeinheitswert" zu ermitteln ist, der sich nach den 
Vorschriften des Bewertungsänderungsgesetzes über 
die Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen 
Vermögens richtet, der also vom Reinertrag aus- 
geht und nicht vom gemeinen Wert, der wesentlich 
höher ist. 

Die Summe der sich aus den Absätzen 1 bis 5 
ergebenden Werte ist der Ausgangswert für die 
Gewinnermittlung nach Durchschnitsätzen. Von die- 
sem Ausgangswert ist nach Absatz 6 der achtzehnte 
Teil als Reinertrag der Gewinnermittlung zugrunde 
zu legen. 

§ 4 — Bewertung der Arbeitsleistung 

Nach Absatz 1 des Initiativgesetzes war als Wert 
der Arbeitsleistung ein Betrag von 3500 DM vor- 
gesehen. Dieser Betrag weicht erheblich von dem 
Betrag ab, der bei Ermittlung des Reinertrags bei 
der Bewertung als Fremdlohn abgezogen wird. Der 
Ausschuß hielt dieses Abweichen für gerechtfertigt, 
da ja bei der Ertragsbesteuerung tatsächlich erzielte 
Arbeitserträge zugrunde gelegt werden müssen. 
Es ist eine Tatsache, daß in den kleinen und klein- 
sten Betrieben der Produktivitätswert der Arbeits- 
kräfte sehr gering ist; er steigt mit der Größe des 
Betriebes. Dies war auch der Grund dafür, daß der 
Ausschuß abweichend vom Initiativgesetz eine 
Staffelung des Wertes der Arbeitsleistung der 
Familienarbeitskräfte für gerechtfertigt hielt, die bei 
den kleinsten Betrieben bis auf 2700 DM absinkt. 

Die Absätze 2 und 3 tragen den Fällen Rechnung, 
in denen eine Arbeitskraft nicht oder nicht voll an- 
gesetzt werden kann (z. B. Kinder, Körperbehin- 
derte). Außerdem ist vorgeschrieben, daß beim Vor- 
liegen von steuerlich anzuerkennenden Arbeitsver- 
hältnissen (Arbeitsverträge) mit Angehörigen kein 
Wert der Arbeitsleistung anzusetzen ist. Abwei- 
chend vom Initiativgesetz war der Ausschuß der 
Auffassung, daß der Wert der Arbeitsleistung der 
Kinder, die das 15., nicht aber das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, nicht mit zwei Drittel des Wertes 
einer Vollarbeitskraft, sondern nur mit der Hälfte 
dieses Arbeitswertes angesetzt werden sollte. 

Der Ausschuß hielt es aus systematischen Grün- 
den für zweckmäßig, die Absätze 4 und 5 des Initia- 
tivgesetzes gegeneinander auszutauschen. 

Absatz 4 trifft Vorkehr, daß die den Haushalt 
führende Person — in erster Linie also die Bäuerin 
— nur dann noch als Arbeitskraft im Betrieb an- 
gesetzt werden kann, wenn die Hausarbeit dies zu- 
läßt. Für jede im Haushalt voll beköstigte und 
untergebrachte Person (Ehemann, Kinder, Eltern, 
ständige Arbeitskräfte usw.) wird der Wert der 
Arbeitsleistung der Bäuerin um ein Fünftel gekürzt. 
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Durch die Beschränkung der bei der Gewinn- 
ermittlung zu berücksichtigenden Höchstzahl von 
Vollarbeitskräften in Absatz 5 wird erreicht, daß 
bei landwirtschaftlichen Betrieben kein Gewinn aus- 
gewiesen wird, der von diesen nicht erwirtschaftet 
wird. Ohne eine solche Beschränkung des Ansatzes 
der Arbeitskräfte würde sich z. B. bei einer sehr 
kinderreichen Familie ergeben, daß bei allen über 
15 Jahre alten Kindern, die im Betrieb mitarbeiten, 
der Wert ihrer Arbeitsleistung dem Gewinn hinzu- 
gerechnet werden müßte und so ein zu hoher, d. h. 
falscher Gewinn ausgewiesen werden würde. 

Diese sehr vereinfachende Regelung kann nach 
Ansicht des Ausschusses nur für die landwirtschaft- 
liche Nutzung Geltung haben. Für die anderen Nut- 
ziingsarten (Weinbau, Gartenbau, Sonderkulturen 
usw.), bei denen der Arbeitskräftebedarf wesentlich 
höher ist, oder beim Geringstland, wo er erheblich 
niedriger ist, soll diese Begrenzung auf 0,1 Voll- 
arbeitskraft je Hektar keine Auswirkung haben. 

Absatz 6 des Initiativgesetzes wurde vom Aus- 
schuß gestrichen. Der Ausschuß war der Ansicht, die 
Vorschrift berücksichtige nicht, daß höhere Arbeits- 
löhne nur dann zu einem höheren Einkommen füh- 
ren, wenn auch die Erzeugerpreise landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse entsprechend steigen. Ob dies der 
Fall sein wird, kann zur Zeit nicht beurteilt wer- 
den. Eine Anpassung der Werte der Arbeitsleistung 
sollte daher dem Gesetzgeber Vorbehalten bleiben. 

§ 5 — Pachtzinsen 

Pachtzinsen für gepachtete Flächen sind nur bis 
zur Höhe des Grundbetrags (Reinertrags) abzugs- 
fähig. Bei einer Durchschnittsatzgewinnermittlung 
ist ein voller Abzug der Pachtzinsen, auch über die | 
Höhe des Reinertrags hinaus, nicht gerechtfertigt. 

Vereinnahmte Pachtzinsen sind nur dem Grund- 
betrag hinzuzurechnen, wenn sie zu den Einkünften 
aus Land- und Forstwirtschaft gehören, also nur 
dann, wenn die Verpachtung im Rahmen des land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebs stattfindet. 

§ 6 — Zuschläge für mehrere Jahre 

Dem Grundbetrag sind Gewinne aus nachhaltigen 
Einnahmen hinzuzurechnen, wenn diese Einnahmen 
im Einheitswert und damit im Ausgangswert nicht 
berücksichtigt sind (z. B. Fuhrleistungen). Gewinne 
aus nachhaltigen Einnahmen sind, wenn sie nicht 
erheblichen Schwankungen unterliegen, mit dem 
Durchschnittsergebnis einiger Jahre anziisetzen. 

§ 7 — Geltungsdauer der Gewinnermittlung 

Bleibt der Ausgangswert nach § 3 unverändert, so 
ist der einmal ermittelte Gewinn grundsätzlich für 
alle Jahre anzusetzen, für die dieser Ausgangswert 
gilt. Nur wenn Verhältnisse im Betrieb eintreten, 
die den Gewinn nachhaltig und wesentlich beein- 
flussen, z. B. Veränderungen im Ansatz des Wertes 
der Arbeitsleistung, Wegfall von Altenteilslasten | 
oder Schuldzinsen, ist er neu zu ermitteln, wenn die 
Abweichung vom bisherigen Gewinn mindestens 
800 DM beträgt. Die im Initiativgesetz vorgesehene 
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Frist, innerhalb der ein Antrag auf Herabsetzung 
des Gewinns zu stellen ist, hat der Ausschuß so ab- 
geändert, daß der Antrag bis zum Ablauf des Wirt- 
schaftsjahrs gestellt werden kann, das dem Wirt- 
schaftsjahr folgt, für das die Herabsetzung des Ge- 
winns beantragt wird. Ist der Einkommensteuer- 
bescheid, in dem der herabzusetzende Gewinn fest- 
gestellt worden ist, zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
unanfechtbar geworden, so kann der Antrag noch 
bis zum Ablauf eines Monats nach Eintritt der 
Rechtskraft gestellt werden. 

§ 8 — Zuschläge für einzelne Jahre 

Im Gegensatz zu den Zuschlägen nach § 6 sollen 
nach § 8 Gewinne erfaßt werden, die lediglich in 
einzelnen Jahren erzielt werden oder in allen Jah- 
ren erzielt werden, aber erheblichen Schwankungen 
unterliegen. Sie werden nur erfaßt, wenn sie minde- 
stens 800 DM betragen. 

§ 9 — Geltungsdauer der Steuerfestsetzung 

Landwirte, deren Gewinn nach diesem Gesetz zu 
ermitteln ist und die daneben keine oder nur ge- 
ringfügige andere Einkünfte (unter 800 DM) bezie- 
hen, haben nach Absatz 1 die auf ihr einmal ermit- 
teltes Einkommen entfallende Steuer grundsätzlich 
für alle Jahre zu entrichten, für die derselbe Ge- 
winn maßgebend bleibt. 

Nur wenn Umstände eintreten, die eine höhere 
oder niedrigere Steuerfestsetzung auch für die fol- 
genden Jahre begründen, kann die Steuer nach Ab- 
satz 2 neu festgesetzt werden, z. B. Wegfall eines 
Kinderfreibetrags, Geburt eines Kindes o. ä. Führt 
der besondere Umstand zu einer Herabsetzung der 
Steuer, so muß die Herabsetzung beantragt werden. 

Außergewöhnliche Belastungen (§ 33 EStG) oder 
ähnliche Umstände, die eine niedrigere Festsetzung 
der Einkommensteuer nur in einzelnen Jahren be- 
gründen, werden nach Absatz 3 nicht durch eine 
Neufestsetzung der für mehrere Jahre festgesetzten 
Steuer, sondern durch eine Ermäßigung der Steuer 
des Jahres berücksichtigt, in dem diese Umstände 
vorliegen. 

Die Frist zur Antragstellung nach den Absätzen 2 
oder 3, die nach dem Initiativgesetz mit der allge- 
meinen Frist für die Abgabe der Einkommensteuer- 
erklärung ablief, wurde vom Ausschuß geändert. 
Mit Rücksicht auf die Landwirte, die sich eines Be- 
raters bedienen, der in der Regel für die Abgabe 
der Steuererklärung seiner Mandanten Fristverlän- 
gerung erhält, wurde das Wort „allgemeinen" ge- 
strichen. Der Antrag kann nunmehr mit der Abgabe 
der Steuererklärung gestellt werden. 

§ 10 — Steuererlaß in außergewöhnlichen Fällen 

Mit dieser Vorschrift ist die Möglichkeit gegeben, 
die einmal festgesetzte Steuer in Jahren, in denen 
im Betrieb außergewöhnliche Umstände eintreten 
(außergewöhnliche Schäden infolge höherer Gewalt 
wie Hochwasser, Mißernten, Viehseuchen), ganz 
oder zum Teil zu erlassen. 
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§ 11 — Zeitliche Anwendung 

Die Vorschriften des neuen Durchschnittsatzge- 
setzes sind, soweit sie nicht schon für die Uber- I 
gangsjahre angewendet werden sollen, erstmals bei | 
der Ermittlung des Gewinns des Wirtschaftsjahrs ' 
anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 1967 be- | 
ginnt (Wirtschaftsjahr 1968/69). 

Da die Vorschriften über die Gewinnermittlung , 
nach Durchschnittsätzen nach den §§ 1 bis 10 des 
Entwurfs von agrarpolitischen Erwägungen beein- 
flußt wurden, ist es erforderlich, diese Vorschriften 
nach einer Reihe von Jahren zu überprüfen. Diese | 
Überprüfung wird dadurch sichergestellt, daß die j 
Geltungsdauer des Gesetzes auf die Gewinnermitt- ! 
hing für die Wirtschaftsjahre 1968 69 bis 1972/73 
beschränkt wird. Die Beschränkung auf diesen Zeit- 
raum ist darüber hinaus angebracht, weil nach den 
bisherigen Vorstellungen der 1. Januar 1971 der 
nächste Hauptfeststellungszeitpunkt für die Ein- 
heitsbewertung sein soll. Wird für diese Hauptfest- 
stellung das Bewertungsgesetz wiederum geändert, 
so werden die neuen Einheitswerte auf diesen Zeit- 
punkt etwa bis zum Jahre 1973 vorliegen. Die Be- 
grenzung der Geltungsdauer der Gewinnermittlung i 
muß sich bis zu einem solchen Zeitpunkt erstrecken, 
um zu verhindern, daß für die Wirtschaftsjahre 
1971/72 bis 1972/73 eine neue Ubergangslösung ge- ; 
schaffen werden muß. 

Satz 2 ist im Hinblick auf die Sperrvorschrift in 
Artikel 2 Abs. 1 Satz 2 des Bewertungsänderungs- | 
gesetzes erforderlich. i 

i 

i 

§ 12 — Gewinn für die Wirtschaftsjahre 1965/66, 
1966/67 und 1967/68 | 

Die Absätze 1 und 2 enthalten für die Übergangs- | 
zeit vom Wj. 1965/66 bis 1967/68 die gleiche Rege- 
lung wie § 1 Abs. 1 und 2 GDL. Auf die Ausführun- 
gen zu dieser Vorschrift wird verwiesen. 

Die Übergangsregelung muß von der Einheitsbe- j 
Wertung unabhängig sein. Die in § 12 Abs. 3 vor- 
geschlagenen Grundbeträge von 50 bis 200 DM sind 
aus den Buchführungsergebnissen der Testbetriebe 
der Grünen Berichte, und zwar der Wj. 1958/59 bis 
1962/63 abgeleitet. Für Betriebe mit starkem Zuk- 
kerrübenanbau sind diese Beträge um 20 v. H. zu 
erhöhen. Bei starkem Kartoffelanbau sind sie um 
30 V. H. zu kürzen. Gegenüber dem Initiativgesetz 
hielt der Ausschuß eine Verkleinerung der Staffel 
von 5 auf 4 Werte aus Vereinfachungsgründen für 
angebracht. 

Die Ermittlung des Wohnungswerts in jedem Ein- 
zelfall würde bei der Übergangsregelung mit einem 
unverhältnismäßig hohen und nicht zu vertretenden 
Arbeitsaufwand verbunden sein. Die Ansätze für | 
den Wert der Arbeitsleistung in Absatz 4 sind da- ! 
her — im Gegensatz zur Regelung im § 4 (endgül- ! 
tige Regelung) — um 250 DM erhöht. Der Betrag ^ 
von 250 DM entspricht dem Wert der freien Woh- | 
nung nach den Pauschsätzen der Sozialversicherung. ! 
Es ist daher nicht erforderlich, den Nutzungswert I 
der Wohnung besonders anzusetzen. 


§ 13 — Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Die Änderung des § 13 Abs. 1 und die Streichung 
des § 13 Ziff. 2 EStG war erforderlich, damit die 
Frage der Abgrenzung der landwirtschaftlichen von 
der gewerblichen Tierzucht und Tierhaltung im 
Steuerrecht einheitlich bleiht. Im Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes (BT- 
Drucksache IV/ 1488) ist die Abgrenzung im Hinblick 
auf den Wandel der Landwirtschaft in Richtung auf 
eine verstärkte Veredelungswirtschaft neu geregelt 
(§ 39 a des Entwurfs). Die Änderung in § 13 Abs. 1 
Ziff. 1 ESlG führt für die Einkommensteuer die 
gleiche Regelung ein. Da diese Regelung nach § 52 
EStG ab dem Wj. 1965 66 eingeführt werden soll, 
sie für die größeren Betriebe aber gegenüber der 
bisherigen Rechtslage eine gewisse Verböserung 
mit sich bringt, hat der Ausschuß eine Ubergangs- 
regelung für erforderlich gehalten. Danach kann der 
Steuerpflichtige beantragen, daß für die Übergangs- 
zeit das bisher geltende Recht weiter anzuwenden 
ist. 

Die Änderung des § 13 Abs. 1 Ziff. 4 EStG ist in 
Verbindung mit der Änderung des Körperschaft- 
steuergesetzes in § 13 a des GDL zu sehen. Hier 
wird gesagt, daß Hauberg-, Wald-, Forst- und Laub- 
genossenschaften und ähnliche Realgemeinden nicht 
körperschaftsteuerpflichtig sind, sondern daß ihre 
Einkünfte unmittelbar bei den Beteiligten zu ver- 
steuern sind. In § 13 Abs. 1 Ziff. 4 ist hierzu ergän- 
zend gesagt, daß die Einkünfte der bezeichneten 
Genossenschaften oder Realgemeinden zu den Ein- 
künften aus Land- und Forstwirtschaft gehören. Mit 
der Regelung soll erreicht werden, daß die gemein- 
same Bewirtschaftung von Wald, die auf Grund der 
Rechtsprechung aus steuerlichen Gründen gefährdet 
war (vgl. BFH-Urteil vom 5. September 1963 IV 
213/58 S ~ BStBl. 1964 III S. 117), weiter durch- 
geführt wird. 

Die Einführung eines allgemeinen Freibetrags für 
Land- und Forstwirte, wie sie durch die Änderung 
des § 13 Abs. 3 EStG vorgesehen ist, ist aus ver- 
schiedenen Gründen gerechtfertigt. 

a) Durch das BFH-Urteil vom 5. November 1964 
a.a.O. entsteht für die Masse der landwirtschaft- 
lichen Betriebe der Bundesrepublik eine beson- 
dere Lage. Die infolge der besonderen Situation 
auf dem Agrarsektor bisher einkommensteuerlich 
kaum oder nicht belasteten kleineren und mittle- 
ren Betriebe müßten plötzlich eine erhebliche 
Einkommensteuerlast tragen. Diese plötzlich ein- 
tretende Belastung würde insbesondere die Inve- 
stitionsplanungen der Betriebe zum Scheitern 
verurteilen. 

b) Weiter soll der Freibetrag verhindern, daß die 
— schon bei der bisherigen milden Besteuerung 
vorliegende — Zahl von Betriebsaufgaben in 
volkswirtschaftlich unerwünschter Form stärker 
steigt. Der notwendige Strukturwandel in der 
Landwirtschaft sollte sich insoweit ohne steuer- 
politische Beeinflussung vollziehen. 

c) Die Landwirtschaft hat zur Zeit erhebliche An- 
strengungen wegen einer weiteren Rationalisie- 
uing und der Eingliederung in die EWG zu 
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machen. Auch aus diesem Grunde ist ein Frei- 
betrag gerechtfertigt. 

Der Freibetrag soll nur bis zum Ablauf des Ver- 
anlagungszeitraiims 1972 gelten, um dem Gesetz- 
geber Gelegenheit zu geben, den Freibetrag, der im 
wesentlichen aus agrarpolitischen Gründen einge- 
räumt wird, zu überprüfen. 

Die Höhe des Froibetrags ist so gestaltet, daß die ^ 
Steuerbelastung der kleinen Landwirte sich gegen- ; 
über der bisherigen Belastung nicht erhöht. i 

§ 13 a — Änderung des Körperschaftsteuergesetzes i 

Der Grund für die Änderung bezüglich der Steuer- ! 
liehen Behandlung der Hauberg-, Wald-, Forst- und 
Laubgenossenschaften und ähnlichen Realgemeinden 
ist bereits zum vorstehenden § 13 GDL erläutert. 

§ 13 b — Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Die Änderung des Umsatzsteuergesetzes führt | 
auch für den Bereich der Umsatzsteuer die Neuab- ! 
grenzung der landwirtschaftlichen von der gewerb- i 
liehen Tierhaltung ein, die sich aus § 39 a BewG 
ergibt. Sie ist erforderlich, damit die Abgrenzung im i 
Steuerrecht einheitlich entschieden werden kann. i 

§ 13 c — Beginn und Ende der Buchführungspflicht 

Mit dieser Vorschrift soll nach der Auffassung des 
Ausschusses erreicht werden, daß die Zahl der buch- 


führimgspflichtigen Betriebe in der Übergangszeit 
von 1965/66 bis 1967/68 nicht zu schnell steigt und 
damit die Buchstellen sowohl als auch die Finanz- 
verwaltung vor schwer lösbare Aufgaben stellt. 
Nach Ablauf der drei Jahre soll geprüft werden, ob 
die Buchführungspflicht für Landwirte nur noch an 
die Höhe des Einheitswerts geknüpft werden kann. 

In der Übergangszeit besteht dann auch die Mög- 
lichkeit, möglichst viele landwirtschaftliche Betriebe 
mit Hilfe des Grünen Plans an die Buchführung 
heranzuführen. 

§14 — Berlin-Klausel 

Diese Vorschrift enthält die vorgeschriebene Ber- 
lin-Klausel. 

§15 — Inkrafttreten 

1. Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft treten. 

2. Die vom BFH in seinem Urteil vom 5. November 
1964 IV 11 64 S (BStBl. III S. 601) für ungültig er- 
klärte Verordnung über die Aufstellung von 
Durchschnittsätzen für die Ermittlung des Ge- 
winns aus Land- und Forstwirtschaft vom 2. Juni 
1949 (VOL) muß ab dem Beginn des Wirt- 
schaftsjahrs 1965 66 aufgehoben werden. 


Bonn, den 16. Juni 1965 


Dr. Stecker 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3441 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 16. Juni 1965 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Stecker 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen (GDL) 

— Drucksache lV/3441 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


E n t w u i' 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Ermittlung des Gewinns aus Land- 
und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen 
(GDL) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Der Gewinn aus Landwirtschaft wird nach 
diesem Gesetz ermittelt, wenn 

1. der Steuerpflichtige nicht zur Führung von 
Büchern verpflichtet ist und 

2. ordnungsmäßige Bücher nicht geführt wer- 
den oder die Bücher sachliche Unrichtig- 
keiten vermuten lassen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Ermittlung des Gewinns aus Laiid- 
und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen 
(GDL) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Der Gewinn aus Landwirtschaft wird nach die- 
sem Gesetz ermittelt, wenn der Steuerpflichtige nicht 
zur Führung von Büchern verpflichtet ist. 


(2) Bei Steuerpflichtigen, die freiwillig Bücher 
führen und Abschlüsse machen, ist der nach § 4 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes ermittelte Ge- 
winn aus Landwirtschaft nur dann der Besteuerung 
zugrunde zu legen, wenn der Steuerpflichtige dies 
beantragt. Wird ein solcher Antrag nicht gestellt, so 
ist der Gewinn nach diesem Gesetz zu ermitteln. 
Wird ein solcher Antrag gestellt, so ist der Steuer- 
pflichtige für mindestens vier aufeinanderfolgende 
Wirtschaftsjahre verpflichtet, Bücher zu führen und 
Abschlüsse zu machen. Der Antrag ist schriftlich und 
unwiderruflich spätestens sechs Monate nach Ablauf 
des Wirtschaftsjahres zu stellen, dessen nach § 4 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes ermittelter Ge- 
winn erstmals der Besteuerung zugrunde gelegt wer- 
den soll. 
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Entwurf 

(2) Der Gewinn ist nicht nach diesem Gesetz zu 
ermitteln 

1. für die in § 3 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 3 genann- 
ten Nutzungen, Nutzungsteile oder son- 
stigen Wirtschaftsgüter, wenn die hierfür 
nach den Vorschriften des Bewertungs- 
gesetzes ermittelten Werte zuzüglich oder 
abzüglich des sich nach § 3 Abs. 4 er- 
gebenden Wertes insgesamt 15 000 Deut- 
sche Mark übersteigen; 

2. für die forstwirtschaftliche Nutzung. 

§2 

Gewinn 

(1) Der Gewinn setzt sich zusammen aus 

1. dem Grundbetrag nach § 3 Abs. 6, 

2. dem Wert der Arbeitsleistung des Be- 
triebsinhabers und seiner im Betrieb täti- 
gen Angehörigen (§ 4), 

3. den vereinnahmten Pachtzinsen {§ 5 

Abs. 2), 

4. Gewinnen aus Betriebseinnahmen, die bei 

Feststellung des Ausgangswertes (§ 3 

Abs. 1 bis 5) nicht berücksichtigt worden 
sind (§§ 6 und 8), 

5. dem Nutzungswert der Wohnung des Be- 
triebsinhabers mit einem Achtzehntel des 
im Einheitswert besonders ausgewiesenen 
Wohnungswertes. 

(2) Abzusetzen sind verausgabte Pachtzinsen (§ 5 
Abs. 1) und diejenigen Schuldzinsen und Altenteils- 
lasten, die Betriebsausgaben sind, sowie andere 
dauernde Lasten, die Betriebsausgaben sind und die 
bei der Einheitsbewertung nicht berücksichtigt sind. 

§ 3 

Ausgangswert und Grundbetrag 

(1) Der Ausgangswert für die Gewinnermittlung 
nach diesem Gesetz umfaßt die folgenden im maß- 
gebenden Einheitswert des land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebs ausgewiesenen Werte: 

1. den Vergleichswert der landwirtschaft- 
lichen Nutzung einschließlich der dazu- 
gehörenden Abschläge und Zuschläge 
nach § 35 Bewertungsgesetz, jedoch ohne 
Sonderkulturen, 

2. die Hektarwerte des Geringstlandes und 

3. a) die Vergleichswerte der Sonderkultu- 

ren, der weinbaulichen Nutzung, der 
gärtnerischen Nutzung und der sonsti- 
gen land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung einschließlich der zu diesen 
Nutzungen oder Nutzungsteilen gehö- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(3) Der Gewinn ist nicht nach diesem Gesetz zu 
ermitteln 

1. für die in § 3 Abs. 1 Satz 1 Ziff. 3 genann- 
ten Nutzungen, Nutzungsteile oder sonsti- 
gen Wirtschaftsgüter, wenn die hierfür 
nach den Vorschriften des Bewertungsge- 
setzes ermittelten Werte zuzüglich oder 
abzüglich des sich nach § 3 Abs. 4 erge- 
benden Wertes insgesamt 8000 Deutsche 
Mark übersteigen; 

2. für die forstwirtschaftliche Nutzung. 

§ 2 

Gewinn 

(1) Der Gewinn setzt sich zusammen aus 

1. dem um 50 vom Hundert erhöhten Grund- 
betrag nach § 3 Abs. 6, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


(2) unverändert 


§ 3 

Ausgangswert und Grundbetrag 

(1) Der Ausgangswert für die Gewinnermittlung 
nach diesem Gesetz umfaßt die folgenden im maß- 
gebenden Einheitswert des land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebs ausgewiesenen Werte: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. a) unverändert 
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Entwurf 

renden Abschlägen und Zuschlägen 
nach § 35 Bewertungsgesetz, 

b) die Einzelertragswerte der Nebenbe- 
triebe und des Abbaulandes, 

wenn die für diese Nutzungen, Nutzungs- 
teile oder sonstigen Wirtschaftsgüter nach 
den Vorschriften des Bewertungsgesetzes 
ermittelten Werte zuzüglich oder abzüg- 
lich des sich nach Absatz 4 ergebenden 
Wertes insgesamt 15 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigen. 

Maßgebend ist grundsätzlich der Einheitswert, der 
auf den letzten Feststellungszeitpunkt (Hauptfest- 
stellungs-, Fortschreibungs- oder Nachfeststellungs- 
zeitpunkt) festgestellt worden ist, der vor dem Be- 
ginn des Wirtschaftsjahrs liegt, für das der Gewinn 
zu ermitteln ist. Sind bei einer Fortschreibung oder 
Nachfeststellung die Umstände, die zu der Fort- 
schreibung oder Nachfeststellung geführt haben, be- 
reits vor Beginn des Wirtschaftsjahrs eingetreten, 
in das der Fortschreibungs- oder Nachfeststellungs- 
zeitpunkt fällt, so ist der fortgeschriebene oder nach- 
festgestellte Einheitswert bereits für den Gewinn 
dieses Wirtschaftsjahrs maßgebend. § 218 Abs. 2 
und 4 und § 232 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung 
sind anzuwenden. 

(2) Beim Pächter ist für Zwecke der Gewinn- 
ermittlung der Vergleichswert der landwirtschaft- 
lichen Nutzung des eigenen land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebs um den Vergleichswert der 
landwirtschaftlichen Nutzung für die zugepachteten 
land- und /ors/wirtschaftlichen Flächen zu erhöhen. 
Besteht für die zugepachteten landwirtschaftlichen 
Flächen kein besonderer Vergleichswert, so ist die 
Erhöhung nach dem Hektarwert zu errechnen, der 
bei der Einheitsbewertung für den eigenen Betrieb 
beim Vergleichswert der landwirtschaftlichen Nut- 
zung zugrunde gelegt worden ist. Sind die zugepach- 
teten landwirtschaftlichen Flächen nicht größer als 
zwei Hektar, so ist der Vergleichswert der landwirt- 
schaftlichen Nutzung des eigenen Betriebs nicht zu 
erhöhen. 

(3) Beim Verpächter ist für Zwecke der Gewinn- 
ermittlung der Vergleichswert der landwirtschaft- 
lichen Nutzung um den Wertanteil zu vermindern, 
der auf die verpachteten landwirtschaftlichen Flä- 
chen entfällt. Sind die verpachteten landwirtschaft- 
lichen Flächen nicht größer als zwei Hektar, so ist 
der Vergleichswert der landwirtschaftlichen Nutzung 
des eigenen Betriebs nicht zu mindern. 

(4) Werden Flächen mit Sonderkulturen, wein- 
baulicher Nutzung, gärtnerischer Nutzung, sonstiger 
land- und forstwirtschaftlicher Nutzung sowie Ne- 
benbetriebe oder Abbauland zugepachtet oder ver- 
pachtet, so sind deren Werte oder deren nach ent- 
sprechender Anwendung der Absätze 2 und 3 er- 
mittelte Werte den Werten der in Absatz 1 Satz 1 
Ziff. 3 genannten Nutzungen, Nutzungsteilen oder 
sonstigen Wirtschaftsgütern im Falle der Zupach- 
tung hinzuzurechnen oder, im Falle der Verpach- 
tung, von ihnen abzuziehen 


b) unverändert 

wenn die für diese Nutzungen, Nutzungs- 
teile oder sonstigen Wirtschaftsgüter nach 
den Vorschriften des Bewertungsgesetzes 
ermittelten Werte zuzüglich oder abzüg- 
lich des sich nach Absatz 4 ergebenden 
Wertes insgesamt 8000 Deutsche Mark 
nicht übersteigen. 

Maßgebend ist grundsätzlich der Einheitswert, der 
auf den letzten Feststellungszeitpunkt (Hauptfest- 
stellungs-, Fortschreibungs- oder Nachfeststellungs- 
zeitpunkt) festgestellt worden ist, der vor dem Be- 
ginn des Wirtschaftsjahres liegt, für das der Gewinn 
zu ermitteln ist. Sind bei einer Fortschreibung oder 
Nachfeststellung die Umstände, die zu der Fort- 
schreibung oder Nachfeststellung geführt haben, be- 
reits vor Beginn des Wirtschaftsjahrs eingetreten, 
in das der Fortschreibungs- oder Nachfeststellungs- 
zeitpunkt fällt, so ist der fortgeschriebene oder nach- 
festgestellte Einheitswert bereits für den Gewinn 
dieses Wirtschaftsjahrs maßgebend. § 218 Abs. 2 
und 4 und § 232 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung 
sind anzuwenden. 

(2) Beim Pächter ist für Zwecke der Gewinn- 
ermittlung der Vergleichswert der landwirtschaft- 
lichen Nutzung des eigenen land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebs um den Vergleichswert der 
landwirtschaftlichen Nutzung für die zugepachteten 
landwirtschaftlichen Flächen zu erhöhen. Besteht für 
die zugepachteten landwirtschaftlichen Flächen kein 
besonderer Vergleichswert, so ist die Erhöhung nach 
dem Hektarwert zu errechnen, der bei der Einheits- 
bewertung für den eigenen Betrieb beim Vergleichs- 
wert der landwirtschaftlichen Nutzung zugrunde ge- 
legt worden ist. Sind die zugepachteten landwirt- 
schaftlichen Flächen nicht größer als zwei Hektar, 
so ist der Vergleichswert der landwirtschaftlichen 
Nutzung dos eigenen Betriebs nicht zu erhöhen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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(5) Landwirtschaftlich genutzte Flächen sowie Flä- 
chen und Wirtschaftsgüter der in Absatz 4 bezeichn 
neten Art eines Betriebs, die bei der Einheitsbewer- 
tung nach § 51 des Bewertungsgesetzes dem Grund- 
vermögen zugerechnet und mit dem gemeinen Wert 
bewertet worden sind, sind für die Gewinnermitt- 
limg nach den Vorschriften über die Bewertung des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens zu be- 
werten und dem Ausgangswert nach Absatz 1 hin- 
zuzurechnen. 

(6) Als Grundbetrag ist der achtzehnte Teil des 
Ausgangswerts nach den Absätzen 1 bis 5 anzu- 
setzen. 

§ 4 

Bewertung der Arbeitsleistung 

(1) Der Wert der Arbeitsleistung beträgt 

1. für die körperliche Mitarbeit des Betriebs- 
inhabers und der im Betrieb beschäftigten 
Angehörigen (§ 10 Steueranpassungsge- 
setz) 3500 Deutsche Mark, 


2. für die Leitung des Betriebs 

2,5 vom Hundert 
des Ausgangswerts nach § 3. 

Bei weiblichen Betriebsinhabern und bei im Betrieb 
beschäftigten weiblichen Angehörigen ermäßigt sich 
der in Ziffer 1 bezeichnete Betrag um 20 vom Hun- 
dert. 

(2) Die Arbeitsleistung von Kindern unter 15 Jah- 
ren bleibt außer Betracht. Bei Kindern, die zu Be- 
ginn des Wirtschaftsjahrs das 15. nicht aber das 
18. Lebensjahr vollendet haben, ist der Wert der 
Arbeitsleistung mit zwei Dritteln der in Absatz 2 
genannten Beträge anzusetzen. 

(3) Sind die in den Absätzen 1 und 2 bezeichne- 
ten Personen nicht voll im Betrieb beschäftigt, so ist 
ein für die körperliche Mitarbeit entsprechender 
Teil des nach Absatz 1 Ziff. 2 und Absatz 2 maß- 
gebenden Wertes der Arbeitsleistung anzusetzen. 
Satz 1 gilt entsprechend bei Minderung der Erwerbs- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
(5) unverändert 


(6) unverändert 


§ 4 

Bewertung der Arbeitsleistung 

(1) Der Wert der Arbeitsleistung beträgt 

1. für die körperliche Mitarbeit des Betriebs- 
inhabers und der im Betrieb beschäftigten 
Angehörigen (§ 10 Steueranpassungsge- 
gesetz) bei einem Ausgangswert (§ 3) 

a) bis 10 000 Deutsche Mark 

je 2700 Deutsche Mark, 

b) über 10 000 Deutsche Mark bis 

20 000 Deutsche Mark 

je 2800 Deutsche Mark, 

c) über 20 000 Deutsche Mark bis 

30 000 Deutsche Mark 

je 2900 Deutsche Mark, 

d) über 30 000 Deutsche Mark bis 

40 000 Deutsche Mark 

je 3000 Deutsche Mark, 

e) über 40 000 Deutsche Mark bis 

50 000 Deutsche Mark 

je 3100 Deutsche Mark, 

f) über 50 000 Deutsche Mark 

je 3200 Deutsche Mark, 

2. unverändert 


Bei weiblichen Betriebsinhabern und bei im Betrieb 
beschäftigten weiblichen Angehörigen ermäßigt sich 
der in Ziffer 1 bezeichnete Betrag um 20 vom Hun- 
dert. 

(2) Die Arbeitsleistung von Kindern unter 15 Jah- 
ren bleibt außer Betracht. Bei Kindern, die zu Be- 
ginn des Wirtschaftsjahrs das 15., nicht aber das 
18. Lebensjahr vollendet haben, ist der Wert der 
Arbeitsleistung mit der Hälfte der in Absatz 1 
genannten Beträge anzusetzen. 

(3) Sind die in den Absätzen 1 und 2 bezeichne- 
ten Personen nicht voll im Betrieb beschäftigt, so ist 
ein für die körperliche Mitarbeit entsprechender 
Teil des nach Absatz 1 Ziff. 1 und Absatz 2 maß- 
gebenden Wertes der Arbeitsleistung anzusetzen. 
Satz 1 gilt entsprechend bei Minderung der Erwerbs- 
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fähigkeit. Für Angehörige, mit denen Arbeitsver- 
träge abgeschlossen sind, unterbleibt der Ansatz 
des Wertes der Arbeitsleistung. 

(4) Der Wert der Arbeitsleistung der Angehöri- 
gen kann höchstens für die nach Art und Größe des 
Betriebs angemessene Zahl von Vollarbeitskräften 
angesetzt werden. Dabei ist eine mithelfende weib- 
liche Arbeitskraft mit vier Fünfteln einer Voll- 
arbeitskraft zu bewerten. Entgeltlich beschäftigte 
Vollarbeitskräfte sind entsprechend der Dauer ihrer 
Beschäftigung auf die angemessene Zahl der Ar- 
beitskräfte anzurechnen. Die nach Satz 1 zu berück- 
sichtigende Zahl von Vollarbeitskräften darf 0,1 
Vollarbeitskraft je Hektar landwirtschaftlich ge- 
nutzter Fläche nicht übersteigen. 

(5) Der Wert der körperlichen Mitarbeit der Per- 
son, die den Haushalt führt, vermindert sich für jede 
im Haushalt voll beköstigte und untergebrachte 
Person um ein Fünftel. 


(6) Die Werte der Arbeitsleistung (Absatz 1 
Ziff. 2 und Absatz 2) sind durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes- 
rates in dem Umfang zu erhöhen oder zu ermäßigen, 
in dem sich der tarifliche Gesamtmonatslohn bei 
freier Kost für Landarbeiter der Ortsklasse 11 im 
Bundesdurchschnitt gegenüber dem Stand vom 
1. Mai 1964 verändert. Voraussetzung für eine An- 
passung nach Satz 1 ist, daß die Veränderung gegen- 
über dem Stand vom 1. Mai 1964 mehr als 20 vom 
Hundert beträgt. 

§ 5 

Pachtzinsen 

(1) Sind in den Pachtzinsen Steuern und sonstige 
bei Ermittlung des Einheitswerts bereits berücksich- 
tigte Lasten enthalten, die der Verpächter zu leisten 
hat, so sind nur die um diese Leistung verminderten 
Pachtzinsen (reine Pachtzinsen) abzugsfähig. Soweit 
die reinen Pachtzinsen den achtzehnten Teil des 
Ausgangswerts für die gepachteten landwirtschaft- 
lichen Flächen nach § 3 übersteigen, sind sie nicht 
abzugsfähig. Sind die zugepachteten landwirtschaft- 
lichen Flächen nicht größer als zwei Hektar, so dür- 
fen Pachtzinsen nicht abgezogen werden (§ 3 Abs. 2). 
Im Falle der Zupachtimg eines Wohngebäudes kön- 
nen die hierauf entfallenden reinen Pachtzinsen bis 
zur Höhe von einem Achtzehntel des Wohnungs- 
wertes abgezogen werden, jedoch höchstens inso- 
weit, als sie nicht schon nach den Sätzen 1 und 2 
abgezogen sind. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

fähigkeit. Für Angehörige, mit denen Arbeitsver- 
träge abgeschlossen sind, unterbleibt der Ansatz 
des Wertes der Arbeitsleistung. 

(4) Der Wert der körperlichen Mitarbeit der Per- 
son, die den Haushalt führt, vermindert sich für jede 
im Haushalt voll beköstigte und iintergebrachte 
Person um ein Fünftel. 


(5) Der Wert der Arbeitsleistung der Angehöri- 
gen kann höchstens für die nach Art und Größe des 
Betriebs angemessene Zahl von Vollarbeitskräften 
angesetzt werden. Dabei ist eine mithelfende weib- 
liche Arbeitskraft mit vier Fünfteln einer Voll- 
arbeitskraft zu bewerten. Entgeltlich beschäftigte 
Vollarbeitskräfte sind entsprechend der Dauer ihrer 
Beschäftigung auf die angemessene Zahl der Ar- 
beitskräfte anzurechnen. Die zu berücksichtigende 
Zahl von Vollarbeitskräften darf bei der landwirt- 
schaftlichen Nutzung (§ 3 Abs. 1 Ziff. 1 und 2) 
0,1 Vollarbeitskraft je Hektar nicht übersteigen. 

Abs. 6 entfällt. 


§ 5 

Pachtzinsen 

(1) Sind in den Pachtzinsen Steuern und sonstige 
bei Ermittlung des Einheitswerts bereits berücksich- 
tigte Lasten enthalten, die der Verpächter zu leisten 
hat, so sind nur die um diese Leistung verminderten 
Pachtzinsen (reine Pachtzinsen) abzugsfähig. Soweit 
die reinen Pachtzinsen den zwölften Teil des Aus- 
gangswerts für die gepachteten landwirtschaft- 
lichen Flächen nach § 3 übersteigen, sind sie nicht 
abzugsfähig. Sind die zugepachteten landwirtschaft- 
lichen Flächen nicht größer als zwei Hektar, so dür- 
fen Pachtzinsen nicht abgezogen werden (§ 3 Abs. 2). 
Im Falle der Zupachtung eines Wohngebäudes kön- 
nen die hierauf entfallenden reinen Pachtzinsen bis 
zur Höhe von einem Achtzehntel des Wohnungs- 
wertes abgezogen werden, jedoch höchstens inso- 
weit, als sie nicht schon nach den Sätzen 1 und 2 
abgezogen sind. 
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(2) Ist der Gewinn des Verpächters nach diesem 
Gesetz zu ermitteln, so sind die vereinnahmten rei- 
nen Pachtzinsen dem für den selbstbewirtschafteten 
Betrieb ermittelten Gewinn hinzuzurechnen, wenn 
sie zu den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 
gehören. Sind die verpachteten landwirtschaftlichen 
Flachen nicht größer als zwei Hektar, so bleiben 
die Pachtzinsen bei Ermittlung der Einkünfte des 
Verpächters außer Ansatz (§ 3 Abs. 3). 

§ 6 

Zuschläge für mehrere Jahre 

Für Gewinne aus nachhaltigen Betriebseinnah- 
men, die bei der Feststellung des Ausgangswerts 
nach § 3 nicht berücksichtigt worden sind, sind Zu- 
schläge zu dem nach den vorstehenden Bestimmun- 
gen ermittelten Gewinn zu machen, wenn diese Ge- 
winne nicht erheblichen Schwankungen unterliegen 
und jährlich insgesamt 800 Deutsche Mark oder 
mehr betragen. 

§ 7 

Geltungsdauer der Gewinnermittlung 

Der nach diesem Gesetz ermittelte Gewinn ist 
grundsätzlich für alle Wirtschaftsjahre zugrunde zu 
legen, für die der Ausgangswert nach § 3 unver- 
ändert bleibt. Er wird bei gleichbleibendera Aus- 
gangswert nur dann neu ermittelt, wenn Verände- 
rungen im Betrieb auftreten, die den nach diesem 
Gesetz zu ermittelnden Gewinn nachhaltig wesent- 
lich beeinflussen. Wesentlich in diesem Sinn ist eine 
Beeinflussung nur dann, wenn der neu zu ermit- 
telnde Gewinn von dem bisher zugrunde gelegten 
Gewinn um mindestens 800 Deutsche Mark ab- 
weicht. Veränderungen, die zu einer Herabsetzung 
des Gewinns führen, werden nur auf Antrag berück- 
sichtigt. Der Antrag ist bis zum Ablauf des Wirt- 
schaftsjahrs zu stellen, das dem Wirtschaftsjahr 
folgt, für das die Herabsetzung des Gewinns bean- 
tragt wird. 


§ 8 

Zuschläge für einzelne Jahre 

Gewinne, die neben den nachhaltigen Gewinnen 
nur in einzelnen Jahren erzielt werden oder jährlich 
anlallen, aber erheblichen . Schwankungen unter- 
liegen, und die bei Feststellung des Ausgangswerts 
nach § 3 nicht berücksichtigt worden sind, sind durch 
Sonderzuschläge zu dem sich sonst nach diesem Ge- 
setz ergebenden Gewinn für das einzelne Jahr zu 
berücksichtigen, wenn dadurch der Gewinn um min- 
destens 800 Deutsche Mark erhöht wird. 


— 4. Wahlperiode 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 
(2) unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

Geltungsdauer der Gewinnermittlung 

Der nach diesem Gesetz ermittelte Gewinn ist 
grundsätzlich für alle Wirtschaftsjahre zugrunde zu 
legen, für die der Ausgangswert nach § 3 unver- 
ändert bleibt. Er wird bei gleichbleibendem Aus- 
gangswert nur dann neu ermittelt, wenn Verände- 
rungen im Betrieb auftreten, die den nach diesem 
Gesetz zu ermittelnden Gewinn nachhaltig wesent- 
lich beeinflussen. Wesentlich in diesem Sinn ist eine 
Beeinflussung nur dann, wenn der neu zu ermit- 
telnde Gewinn von dem bisher zugrunde gelegten 
Gewinn um mindestens 800 Deutsche Mark ab- 
weicht. Veränderungen, die zu einer Herabsetzung 
des Gewinns führen, werden nur auf Antrag berück- 
sichtigt. Der Antrag kann nur bis zum Ablauf des 
Wirtschaftsjahres gestellt werden, das dem Wirt- 
schaftsjahr folgt, für das die Herabsetzung des Ge- 
winns beantragt wird. Ist der Einkommensteuer- 
bescheid, in dem der herabzusetzende Gewinn fest- 
gestellt worden ist, zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
unanfechtbar geworden, so kann der Antrag noch 
bis zum Ablauf eines Monats nach Eintritt der 
Rechtskraft gestellt werden. 

§ 8 

unverändert 
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§ 9 

Geltungsdauer der Steuerfestsetzung 

(1) Steuerpflichtige, die nur nach diesem Gesetz 
zu ermittelnde Gewinne aus Land- und Forstwirt- 
schaft oder neben diesen Gewinnen andere Ein- 
künfte von nicht mehr als 800 Deutsche Mark be- 
ziehen, haben die Einkommensteuer grundsätzlich 
für alle Jahre zu entrichten, für die derselbe Ge- 
winn maßgebend bleibt (§ 7). Die Steuer wird fällig 
in Höhe eines Viertels der Jahressteuerschuld am 
10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezember 
desjenigen Jahres, für das die Steuer zu entrichten 
ist. Sind bei der Steuerfestsetzung oder bei der Än- 
derung der Steuerfestsetzung (Absatz 2) hiernach 
bereits Steuerbeträge fällig geworden, so sind zu 
wenig entrichtete Beträge innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe der Steuerfestsetzung oder ge- 
änderten Steuerfestsetzung nachzuzahlen und etwa 
zuviel gezahlte Beträge durch Rückzahlung oder 
Aufrechnung auszugleichen. 

(2) Die Einkommensteuer wird bei gleichbleiben- 
dem Gewinn für die in Absatz 1 bezeichneten 
Steuerpflichtigen nur dann neu festgesetzt, wenn 
Umstände eintreten, die eine höhere oder niedrigere 
Festsetzung auch für die folgenden Jahre begrün- 
den. Umstände, die auf Grund besonderer Verhält- 
nisse im Einzelfall zu einer Herabsetzung der Steuer 
führen, werden nur auf Antrag berücksichtigt. Der 
Antrag ist bis zum Ablauf der allgemeinen Frist 
für die Abgabe der Einkommensteuererklärung zu 
stellen. 

(3) Umstände auf Grund besonderer Verhältnisse 
des Einzelfalls, die eine niedrigere Festsetzung der 
Einkommensteuer nur für das einzelne Jahr begrün- 
den (zum Beispiel außergewöhnliche Belastung 
durch Krankheit, Todesfall oder Unglücksfall), wer- 
den auf Antrag für das in Betracht kommende Jahr 
durch Ermäßigung der Einkommensteuer berücksich- 
tigt. Der Antrag ist bis zum Ablauf der allgemeinen 
Frist für die Abgabe der Einkommensteuererklärung 
zu stellen. 

§ 10 

Steuererlaß in außergewöhnlichen Fällen 

Treten außergewöhnliche Umstände auf, die den 
Gewinn nur in einzelnen Jahren beeinflussen (Miß- 
ernten, Viehseuchen oder ähnliche Schäden infolge 
höherer Gewalt), so kann die Steuer ganz oder zum 
Teil erlassen werden. 

§ 11 

Zeitliche Anwendung 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 10 sind vorbehaltlich 
des § 12 erstmalig für die Ermittlung der Gewinne 
aus Land- und Forstwirtschaft des Wirtschaftsjahrs, 
das nach dem 31. Dezember 1967 beginnt und letzt- 
malig für die Ermittlung der Gewinne des Wirt- 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 9 

Geltungsdauer der Steuerfestsetzung 

(1) unverändert 


(2) Die Einkommensteuer wird bei gleichbleiben- 
dem Gewinn für die in Absatz 1 bezeichneten 
Steuerpflichtigen nur dann neu festgesetzt, wenn 
Umstände eintreten, die eine höhere oder niedrigere 
Festsetzung auch für die folgenden Jahre begrün- 
den. Umstände, die auf Grund besonderer Verhält- 
nisse im Einzelfall zu einer Herabsetzung der Steuer 
führen, werden nur auf Antrag berücksichtigt. Der 
Antrag ist bis zum Ablauf der Frist für die Abgabe 
der Einkommensteuererklärung zu stellen. 

(3) Umstände auf Grund besonderer Verhältnisse 
des Einzelfalls, die eine niedrigere Festsetzung der 
Einkommensteuer nur für das einzelne Jahr begrün- 
den (zum Beispiel außergewöhnliche Belastung 
durch Krankheit, Todesfall oder Unglücksfall), wer- 
den auf Antrag für das in Betracht kommende Jahr 
durch Ermäßigung der Einkommensteuer berücksich- 
tigt. Der Antrag ist bis zum Ablauf der Frist für die 
Abgabe der Einkommensteuererklärung zu stellen. 

§ 10 

unverändert 


§ 11 

unverändert 
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schattsjahrs, das vor dem 1. Januar 1974 endet, an- 
zuwenden. Die Einheitswerte der Betriebe der Land- 
und Forstwirtschaft, die auf Grund des Gesetzes zur 

Änderung des Bewertungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) festgestellt werden, sind 
dabei zugrunde zu legen (Artikel 2 Abs. 1 Satz 2 
des Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes 
vom (Bundesgesetzbl. IS... .). 

§ 12 

Gewinn für die Wirtschaftsjahre 1965/66, 1966/67 
und 1967/68 

(1) Für die Ermittlung des Gewinns aus Land- 
und Forstwirtschaft für die Zeit vom Beginn des 
Wirtschaftsjahrs 1965/66 bis zum Ende des Wirt- 
schaftsjahrs 1967/68 ist nach den folgenden Vor- 
schriften zu verfahren. 


(2) Bei Land- und Forstwirten, die nicht zur Buch- 
führung verpflichtet sind und auch keine ordnungs- 
mäßigen Bücher führen, ist der Gewinn aus Land- 
und Forstwirtschaft nach den folgenden Vorschriften 
zu ermitteln. 


(3) Als Grundbetrag sind je Hektar selbstbewirt- 
schafteter landwirtschaftlicher Fläche bei Betrieben 
mit einem Hackfruchtanteil von 

1. 0 bis 10 vom Hundert der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche 50 Deutsche Mark, 

2. über 10 bis 15 vom Hundert der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche 100 Deutsche Mark, 

3. über 15 bis 20 vom Hundert der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche 150 Deutsche Mark, 

4. über 20 bis 25 vom Hundert der landwirt- 
schaftlichen Nutzfläche 200 Deutsche Mark, 

5. über 25 vom Hundert der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche 250 Deutsche Mark 

anzusetzen. Die Beträge nach den Ziffern 3 bis 5 
sind um 20 vom Hundert zu erhöhen, wenn der An- 
teil des Zuckerrübenanbaus mehr als 50 vom Hun- 
dert des Hackfruchtanteils und um 20 vom Hundert 
zu ermäßigen, wenn der Anteil des Kartoffelan- 
baues mehr als 50 vom Hundert des Hackfruchtan- 
teils beträgt. 

(4) Dem Grundbetrag nach Absatz 3 sind hinzu- 
zurechnen 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 12 

Gewinn für die Wirtschaftsjahre 1965/66, 1966/67 
und 1967/68 

(1) Für die Ermittlung des Gewinns aus Land- 
und Forstwirtschaft für die Zeit vom Beginn des 
Wirtschaftsjahrs 1965/66 bis zum Ende des Wirt- 
schaftsjahrs 1967/68 ist nach den folgenden Vor- 
schriften zu verfahren, wenn der Steuerpflichtige 
nicht zur Führung von Büchern verpflichtet ist. 

(2) Bei Steuerpflichtigen, die freiwillig Bücher 
führen und Abschlüsse machen, ist der nach § 4 
Abs. 1 Einkommensteuergesetz ermittelte Gewinn 
aus Landwirtschaft nur dann der Besteuerung zu- 
grunde zu legen, wenn der Steuerpflichtige dies 
beantragt. Wird ein solcher Antrag nicht gestellt, so 
ist der Gewinn nach den Vorschriften der Absätze 3 
bis 6 zu ermitteln. Wird ein solcher Antrag gestellt, 
so ist der Steuerpflichtige bis zum Ablauf des Wirt- 
schaftsjahrs 1967/68 verpflichtet, Bücher zu führen 
und Abschlüsse zu machen. Der Antrag ist schriftlich 
und unwiderruflich spätestens sechs Monate nach 
Ablauf des Wirtschaftsjahrs zu stellen, dessen nach 
§ 4 Abs. 1 Einkommensteuergesetz ermittelter Ge- 
winn erstmals der Besteuerung zugrunde gelegt 
werden soll. 

(3) Als Grundbetrag sind je Hektar selbstbewirt- 
schafteter landwirtschaftlicher Fläche bei Betrieben 
mit einem nachhaltigen Hackfruchtanteil von 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. über 20 vom Hundert der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche 200 Deutsche Mark, 

Nummer 5 entfällt 

anzusetzen. Die Beträge nach den Ziffern 3 bis 4 
sind um 20 vom Hundert zu erhöhen, wenn der 
Anteil des Zuckerrübenanbaus mehr als 50 vom 
Hundert des Hackfruchtanteils und um 30 vom Hun- 
dert zu ermäßigen, wenn der Anteil des Kartoffel- 
anbaus mehr als 50 vom Hundert des Hackfrucht- 
anteils beträgt. 

(4) Dem Grundbetrag nach Absatz 3 sind hinzu- 
zurechnen 
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1. der Wert der Arbeitsleistung, und zwar 

a) für die körperliche Mitarbeit des Be- 
triebsinhabers und der im Betrieb be- 
schäftigten Angehörigen (§ 10 Steuer- 
anpassungsgesetz) 3750 Deutsche Mark, 

b) für die Leitung des Betriebs je Hektar 
selbstbewirtschafteter landwirtschaft- 
lich genutzter Fläche 60 Deutsche Mark. 

Bei weiblichen Betriebsinhabern und bei 
im Betrieb beschäftigten weiblichen An- 
gehörigen ermäßigt sich der in Buchstabe a 
bezeichnete Betrag um 20 vom Hundert. 

§ 4 Abs. 2 bis 5 gilt entsprechend; 

2. vereinnahmte Pachtzinsen, wenn sie zu 
den Einkünften aus Land- und Forstwirt- 
schaft gehören; 

3. Gewinne aus nachhaltigen oder einmali- 
gen Betriebseinnahmen (zum Beispiel aus 
Forstwirtschaft, Gartenbau, Weinbau, Son- 
derkulturen, übernormaler Tierhaltung, 
Zuchtviehverkäufen, Fuhrleistungen oder 
Nebenbetrieben), wenn die nachhaltigen 
Gewinne oder die einmaligen Gewinne 
800 Deutsche Mark übersteigen. 

(5) Abzusetzen sind verausgabte reine Pacht- 
zinsen und diejenigen Schuldzinsen sowie Alten- 
teilslasten und andere dauernde Lasten, die Be- 
triebsausgaben sind. Die verausgabten reinen Pacht- 
zinsen sind nur bis zur Höhe des Wertes abzugs- 
fähig, mit dem die gepachteten Flachen im Grund- 
belrag nach Absatz 3 enthalten sind. 

(6) Die §§ 7, 9 und 10 sind entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 13 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1253), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1965 


vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . . .) wird wie folgt geändert: 


1. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Ziffer 1 erhält die folgende Fassung: 

„1. Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirt- 
schaft, Forstwirtschaft, Weinbau, Garten- 
bau, Obstbau, Gemüsebau, Baumschulen 
und aus allen Betrieben, die Pflanzen 
und Pflanzenteile mit Hilfe der Natur- 
kräfte gewinnen. Zu diesen Einkünften 
gehören auch die Einkünfte aus der Tier- 
zucht und Tierhaltung, wenn im Wirt- 
schaftsjahr 

für die ersten 10 Hektar 

nicht mehr als 6,5 Vieheinheiten, 


— 4. Wahlperiode 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

1. der Wert der Arbeitsleistung, und zwar 

a) für die körperliche Mitarbeit des Be- 
triebsinhabers und der im Betrieb be- 
schäftigten Angehörigen (§ 10 Steuer- 
anpassungsgesetz) 3300 Deutsche Mark, 

b) für die Leitung des Betriebs je Hektar 
selbstbewirtschafteter landwirtschaft- 
lich genutzter Fläche 30 Deutsche Mark. 

Bei weiblichen Betriebsinhabern und bei 
im Betrieb beschäftigten weiblichen An- 
gehörigen ermäßigt sich der in Buchstabe a 
bezeichnete Betrag um 20 vom Hundert. 
§ 4 Abs. 2 bis 5 gilt entsprechend; 

2. unverändert 


3. unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
15. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1253), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1965 
vom 14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 377), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert; 
a) Ziffer 1 erhält die folgende Fassung: 

„1. Einkünfte aus dem Betrieb von Landwirt- 
schaft, Forstwirtschaft, Weinbau, Garten- 
bau, Obstbau, Gemüsebau, Baumschulen 
und aus allen Betrieben, die Pflanzen und 
Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkräfte 
gewinnen. Zu diesen Einkünften gehören 
auch die Einkünfte aus der Tierzucht und 
Tierhaltung, wenn im Wirtschaftsjahr 

für die ersten 5 Hektar 

nicht mehr als 10 Vieheinheiten, 

für die nächsten 5 Hektar 

nicht mehr als 8 Vieheinheiten, 


16 



Drucksache IV/3568 


Deutscher Bundestag 


Entwurf 

für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 5 Vieheinheiten, 

für die nächsten 20 Hektar 

nicht mehr als 3,5 Vieheinheiten 

und für die weitere Fläche 

nicht mehr als 2 Vieheinheiten 

je Hektar der vom Inhaber des Betriebs 
regelmäßig landwirtschaftlich genutzten 
Flächen erzeugt oder gehalten werden. 
Die Tierbestände sind nach dem Futter- 
bedarf in Vieheinheiten umzurechnen. 
§ 39 a Abs. 2 bis 5 des Bewertungsgeset- 
zes in der Fassung des Gesetzes zur Än- 
derung des Bewertungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. I 

S ) ist anzuwenden." 

b) Ziffer 2 wird gestrichen. 

c) Ziffer 3 wird Ziffer 2 und erhält folgende Fas- 
sung: 

„2. Einkünfte aus Binnenfischerei, Teichwirt- 
schaft, Fischzucht für Binnenfischerei und 
Teichwirtschaft, Imkerei und Wander- 
schäferei;" 

d) Die bisherige Ziffer 4 wird Ziffer 3. 


2. § 13 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Die Einkünfte aus Land- und Forstwirt- 
schaft werden bei der Ermittlung des Gesamt- 
betrags der Einkünfte nur berücksichtigt, soweit 
sie den Betrag von 1000 Deutsche Mark über- 
steigen. Bei Ehegatten, die nach §§ 26, 26 b zu- 
sammenveranlagt werden, erhöht sich der Be- 
trag von 1000 Deutsche Mark auf 2000 Deutsche 
Mark. Vom Veranlagungszeitraum 1970 an ver- 
mindert sich der Betrag von 1000 Deutsche Mark 
um 500 Deutsche Mark und der Betrag von 2000 
Deutsche Mark um 1000 Deutsche Mark jährlich." 


— 4. Wahlperiode^ 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 

für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 6 Vieheinheiten, 

für die nächsten 20 Hektar 

nicht mehr als 3,5 Vieheinheiten 

und für die weitere Fläche 

nicht mehr als 2 Vieheinheiten 

je Hektar der vom Inhaber des Betriebs 
regelmäßig landwirtschaftlich genutzten 
Fläche erzeugt oder gehalten werden. Die 
Tierbestände sind nach dem Futterbedarf 
in Vieheinheiten umzurechnen. § 39 a 
Abs. 2 bis 5 des Bewertungsgesetzes in 
der Fassung des Gesetzes zur Änderung 

des Bewertungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) ist anzuwen- 
den." 

b) u n V e r ä n d e r t 

c) u n V e r ä n d e r t 


d) 11 n V e r ä n d e r t 

e) Die folgende Ziffer 4 wird angefügt: 

„4. Einkünfte von Hauberg-, Wald-, Forst 
und Laubgenossenschaften und ähnlichen 
Realgemeinden im Sinn des § 3 Abs. 2 
des Körperschaftsteuergesetzes." 

2. unverändert 


3. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 13 wird der folgende neue Ab- 
satz 14 eingefügt: 

„(14) Die Vorschrift des § 13 Abs. 1 ist erst- 
mals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1964 beginnen. Die 
Vorschrift des § 13 Abs. 3 ist erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 1965 anzuwenden." 


3. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 13 wird der folgende neue Ab- 
satz 14 eingefügl: 

„(14) Die Vorschrift des § 13 Abs. 1 Ziff. 1 
und 2 ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzu- 
wenden, die nach dem 31. Dezember 1964 
beginnen. Auf Antrag des Steuerpflichtigen 
kann für die Wirtschaftsjahre 1965/66, 1966/67 
und 1967/68 § 13 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 in der 
bisher geltenden Fassung weiter angewandt 
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b) Die bisherigen Absätze 14 bis 22 werden Ab- 
sätze 15 bis 23. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

werden. Der Antrag ist bis zum Ablauf der 
Frist für die Abgabe der Einkommensteuer- 
erklärung zu stellen. Die Vorschrift des § 13 
Abs. 1 Ziff. 4 ist erstmals für Wirtschaftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1964 
beginnen. Die Vorschrift des § 13 Abs. 3 ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1965 
und letztmals für den Veranlagungszeitraum 
1972 anzuwenden." 

b) unverändert 


§ 13a 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung vom 
13. September 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1722), zu- 
letzt geändert durch das Steueränderungsgesetz 1965 
vom 14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 377), wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden ange- 
fügt: 

„(2) Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubge- 
nossenschaften und ähnliche Realgemeinden, 
die zu den in § 1 bezeichneten Steuerpflich- 
tigen gehören, sind nicht körperschaftsteuer- 
pflichtig, wenn sie weder einen Gewerbe- 
betrieb, der über den Rahmen eines Neben- 
betriebs hinausgeht, unterhalten oder einen 
solchen Gewerbebetrieb verpachtet haben. 
Ihre Einkünfte sind unmittelbar bei den 
Beteiligten zu versteuern. 

(3) Hauberg-, Wald-, Forst- und Laubge- 
nossenschaften und ähnliche Realgemeinden, 
die zu den in § 1 bezeichneten Steuerpflich- 
tigen gehören und die einen Gewerbebetrieb 
unterhalten, der über den Rahmen eines 
Nebenbetriebs hinausgeht, oder die einen 
solchen Gewerbebetrieb verpachtet haben, 
sind nur insoweit körperschaftsteuerpflichtig." 

2. § 4 Abs. 1 Ziff. 5 wird gestrichen. 

3. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 1 wird der folgende Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Die Vorschriften des § 3 Abs. 2 und 3 
sind erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1965 anzuwenden." 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab- 
sätze 3 bis 5. 
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§ 13b 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

(1) In § 4 des Umsatzsteuergesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. September 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 791), zuletzt geändert durch 
das Sechzehnte Gesetz zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 26. März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 156), erhält die Ziffer 19 folgende Fassung: 

„19. die Lieferungen und der Eigenverbrauch von 
Gegenständen, die der Unternehmer innerhalb 
eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 
erzeugt hat und selbst liefert, wenn solche Ge- 
genstände im Inland erzeugt zu werden pfle- 
gen, sowie solche Leistungen, die in der Auf- 
zucht und in dem Halten von Vieh innerhalb 
eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs 
bestehen. Dies gilt nicht für die Lieferungen 
und den Eigenverbrauch von Sägewerkserzeug- 
nissen. Zu den land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieben im Sinn dieser Bestimmung gehören 
auch die Tierzucht- und Tierhaltungsbetriebe, 
wenn im Wirtschaftsjahr 

für die ersten 5 Hektar 

nicht mehr als 10 Vieheinheiten, 

für die nächsten 5 Hektar 

nicht mehr als 8 Vieheinheiten, 

für die nächsten 10 Hektar 

nicht mehr als 6 Vieheinheiten, 

für die nächsten 20 Hektar 

nicht mehr als 3,5 Vieheinheiten 

und für die weitere Fläche 

nicht mehr als 2 Vieheinheiten 

je Hektar der vom Inhaber des Betriebs regel- 
mäßig landwirtschaftlich genutzten Fläche er- 
zeugt oder gehalten werden. Die Tierbestände 
sind nach dem Futterbedarf in Vieheinheiten 
umzurechnen. § 39 a Abs. 2 bis 5 des Bewer- 
tungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes zur 

Änderung des Bewertungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) ist anzuwenden.“ 

(2) Absatz 1 ist anzuwenden 

1. im Falle der Besteuerung nach verein- 
nahmten Entgelten auf die Entgelte, die 
nach dem 31. Dezember 1964 vereinnahmt 
werden, 

2. im Falle der Besteuerung nach vereinbar- 
ten Entgelten auf die Lieferungen und son- 
stigen Leistungen, die nach dem 31. Dezem- 
ber 1964 bewirkt werden. 

Auf Antrag des Steuerpflichtigen ist Absatz 1 erst 
auf die Entgelte, die nach dem 31. Dezember 1967 
vereinnahmt werden, und auf die Lieferungen und 
sonstigen Leistungen, die nach dem 31. Dezember 
1967 bewirkt werden, anzuwenden. Der Antrag ist 
bis zum Ablauf der Frist zur Abgabe der Umsatz- 
steuererklärung zu stellen. 
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§ 14 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 15 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Die Verordnung über die Aufstellung von 
Durchschnittsätzen für die Ermittlung des Gewinns 
aus Land- und Forstwirtschaft vom 2. Juni 1949 
(Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes S. 95) wird mit Wirkung vom Beginn 
des Wirtschaftsjahrs 1965/66 aufgehoben. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 13c 

Beginn und Ende der Buchführungspflicht 

Für den Beginn und das Ende der Buchführungs- 
pflicht nach § 1 der Verordnung über die landwirt- 
schaftliche Buchführung vom 6. Juli 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 908) ist für die Wirtschaftsjahre 1965/66, 
1966/67 und 1967/68 abweichend von § 161 Abs. 1 
Nr, 1 Buchstabe e der Reichsabgabenordnung an- 
stelle des Betrages von mehr als 9000 Deutsche Mark 
ein Betrag von mehr als 12 000 Deutsche Mark maß- 
gebend. 

§ 14 

unverändert 


§ 15 

unverändert 
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Nachtrag zu Drucksache IV/ 3568 


Nachtrag zum Schriftlichen Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes über die Ermittlung des Ge- 
winns aus Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnittsätzen 

(GDL) 

— Drucksache lV/3441 — 

In der Zusammenstellung — Drucksache IV/3568 — erhält § 13 

Ziff. 2 folgende Fassung: 


Entwurf 


2. § 13 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

,, (3) Die Einkünfte aus Land- und Forstwirt- 
schaft werden bei der Ermittlung des Gesamt- 
betrags der Einkünfte nur berücksichtigt, soweit 
sie den Betrag von 1000 Deutsche Mark über- 
sreigen. Bei Ehegatten, die nach §§ 26, 26 b zu- 
sammenveranlagt werden, erhöht sich der Betrag 
von 1000 Deutsche Mark auf 2000 Deutsche Mark. 
Vom Veranlagungszeitraum 1970 an vermindert 
sich der Betrag von 1000 Deutsche Mark um 
500 Deutsche Mark und der Betrag von 2000 
Deutsche Mark um 1000 Deutsche Mark jährlich." 


Bonn, den 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


2. § 13 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Die Einkünfte aus Land- und Forstwirt- 
schaft werden bei der Ermittlung des Gesamt- 
betrags der Einkünfte nur berücksichtigt, soweit 
sie den Betrag von 1200 Deutsche Mark über- 
steigen. Bei Ehegatten, die nach §§ 26, 26 b zu- 
sammenveranlagt werden, erhöht sich der Betrag 
von 1200 Deutsche Mark auf 2400 Deutsche 
Mark.“ 


:. Juni 1965 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Stecker 

Berichterstatter 
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